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unterbinden bzw. diese zu verfolgen und zu bestrafen. Die 
sozialistischen Staaten und Entwicklungsländer bezeich- 
neten den Kodex-Entwurf der Völkerrechtskommission 
(ILC) von 1954 als geeignete Grundlage für die weiteren 
Arbeiten, betonten jedoch gleichzeitig, daß neuere Ergeb­
nisse der völkerrechtlichen Kodifikationsarbeiten, z. B. die 
Definition der Aggression (1974) und die Konvention über 
die Bekämpfung und Bestrafung des Apartheid-Verbre­
chens (1973), berücksichtigt werden müssen. Des weiteren 
sollten die Nürnberger Prinzipien eine umfassendere Wi­
derspiegelung finden.

So betonte der DDR-Vertreter in seiner Stellungnahme 
u. a., daß es gelte, „den Grundsatz zu berücksichtigen, daß 
auf Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen innerstaatliche 
Verjährungsbestimmungen keine Anwendung finden kön­
nen“. Ferner sollte „in den Kodex das allgemein aner­
kannte Prinzip aufgenommen werden, wonach der Staat, 
der solcher Verbrechen schuldigen Personen habhaft wird, 
nur die Wahl hat, diese Personen an einen darum ersu­
chenden Staat auszuliefem oder sie selbst mit aller Un­
nachgiebigkeit zu bestrafen“ .10 *

Nachdem die imperialistischen Staaten zunächst ver­
sucht hatten, mit juristischen Scheinargumenten das Pro­
jekt zu torpedieren, kamen sie schließlich nicht umhin, am
4. Dezember 1980 der von 23 Koautoren (unter ihnen die 
DDR) eingebrachten Resolution 35/49 zuzustimmen, die u. a. 
die Staaten zu weiteren schriftlichen Stellungnahmen auf­
fordert sowie den UN-Generalsekretär beauftragt, ein ana­
lytisches Papier über die Stellungnahmen der Staaten zum 
Kodex zu erarbeiten und der 36. Tagung der UN-Vollver- 
sammlung vorzulegen, auf der dieser Tagesordnungspunkt 
mit Priorität behandelt werden soll.

Verteidigung der UN-Charta gegen Revisionsversuche

Wie in den vergangenen Jahren war der Bericht des „Son­
derausschusses über die Charta der Vereinten Nationen 
und die Stärkung der Rolle der Organisation“11 Gegenstand 
ausführlicher Erörterungen im Rechtsausschuß. Gleichzeitig 
wurde der von der Sozialistischen Republik Rumänien 
initiierte Tagesordnungspunkt „Friedliche Streitbeilegung 
zwischen Staaten" behandelt.

Der Sonderausschuß hatte sich auf seiner Tagung im 
Jahre 1980 mit dem Vorschlag einer Reihe von Entwick­
lungsländern beschäftigt, der von ihnen als „Entwurf der 
Deklaration von Manila über die friedliche Regelung inter­
nationaler Streitfälle“ eingebracht worden war. Eine Reihe 
von Staaten hatte auch Vorschläge zur Rolle der UNO bei 
der Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der internatio­
nalen Sicherheit unterbreitet.

Der Rechtsausschuß bildete eine Arbeitsgruppe, die sich 
in erster Lesung mit dem „Entwurf der Manila-Deklara­
tion“ und den im Sonderausschuß geäußerten Staatenposi­
tionen dazu beschäftigte. Dabei ergab sich, daß hinsichtlich 
der Erarbeitung einer Deklaration zur friedlichen Streit­
beilegung zwischen den Staaten nach wie vor inhaltliche 
Meinungsverschiedenheiten bestehen und weitere Erörte­
rungen im Sonderausschuß erforderlich sind.

Die DDR und andere sozialistische Staaten haben in der 
Debatte zum Bericht des Sonderausschusses ihre prinzi­
pielle Haltung bekräftigt, daß „die UN-Charta als die glo­
bale rechtliche Grundlage für die Arbeit der Organisation 
und darüber hinaus als Basis für das moderne Völkerrecht 
den Test der Zeit bestanden hat und ihn auch unter den 
veränderten internationalen Bedingungen bestehen wird“ ,12 
Entschieden wandten sie sich gegen Versuche einer Revi­
sion der UN-Charta. Derartige Versuche haben sich in 
letzter Zeit verstärkt. Dies findet seinen Ausdruck insbe­
sondere in der Aufnahme von Passagen in den von 
35 Staaten unterbreiteten Resolutionsentwurf, die darauf 
abzielen, das Mandat des Sonderausschusses dahingehend 
zu verändern, Grundsatzbestimmungen der UN-Charta zu 
revidieren. Die Hauptstoßrichtung dieser Bestrebungen be­

steht darin, das Prinzip der Einstimmigkeit der fünf stän­
digen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats abzuschaffen.

Die sozialistischen Staaten, die das Einstimmigkeits­
prinzip als eine der fundamentalsten Regelungen im Ab­
stimmungsmechanismus der UNO betrachten, bestanden 
auf einer Abstimmung über den Resolutionsentwurf und 
stimmten gegen jene Passagen der Resolution, die eine ein­
seitige Veränderung des Mandats des Sonderausschusses 
bedeuten.

Die Gesamtresolution 35/164 wurde am 15. Dezember 
1980 in der Vollversammlung mit 125 Stimmen ohne Ge­
genstimmen und bei 13 Stimmenthaltungen (darunter so­
zialistische Staaten) angenommen. Die Vollversammlung 
beauftragte damit den Sonderausschuß, Vorschläge zur 
Frage der Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit (einschließlich solcher zum 
Funktionieren des Sicherheitsrates) zu behandeln, der Voll­
versammlung dazu Empfehlungen zu unterbreiten sowie 
die Behandlung der Vorschläge zur Rationalisierung der 
bestehenden Prozeduren der UNO und die Arbeiten zu 
Fragen der friedlichen Streitbeilegung fortzusetzen.

Arbeitsergebnisse der Völkerrechtskommission

Die Vertreter von 58 Staaten (darunter die DDR) nahmen 
an der Erörterung des Berichts der UN-Völkerrechtskom- 
mission (ILC) über die Arbeit auf ihrer 32. Tagung teil.13 
Während dieser Tagung hatte die ILC den Teil I der Arti­
kelentwürfe über die „Verantwortlichkeit der Staaten für 
völkerrechtswidrige Handlungen“ sowie die Artikelent­
würfe über „Verträge zwischen Staaten und internationa­
len Organisationen oder zwischen zwei oder mehreren in­
ternationalen Organisationen“ in erster Lesung angenom­
men. Außerdem hatte sie Artikelentwürfe über die „Nach­
folge in Staatsarchive“, über die „nichtschiffahrtsmäßige 
Nutzung internationaler Wasserläufe“ und über die „ge­
richtliche Immunität der Staaten und ihres Eigentums“ 
ausgearbeitet.

In ihren Stellungnahmen im Rechtsausschuß gingen die 
Vertreter der sozialistischen Staaten und zahlreicher Ent­
wicklungsländer davon aus, daß die von der ILC ausgear­
beiteten Entwürfe geeignet sein müssen, als Grundlage für 
den Abschluß von universellen völkerrechtlichen Vereinba­
rungen zu dienen, die zur Entwicklung der friedlichen, 
gleichberechtigten Zusammenarbeit von Staaten unter­
schiedlicher Gesellschaftsordnung beitragen. Da nicht alle 
Arbeitsergebnisse der ILC dieser Zielstellung Rechnung 
trugen, unterbreiteten die Delegierten der sozialistischen 
Staaten sowie Indiens, Mexikos und anderer progressiver 
nichtpaktgebundener Staaten eine Reihe konkreter Ab­
änderungsvorschläge.

Zur völkerrechtlichen Verantwortlichkeit der Staaten
Nach mehr als 20jähriger Arbeit konnte die ILC den Teil 
der Artikelentwürfe fertigstellen, in dem die völkerrechts­
widrige Handlung eines Staates als Grund für seine völker­
rechtliche Verantwortlichkeit behandelt wird. Die Artikel­
entwürfe bilden insgesamt eine geeignete Grundlage für 
die weitere Arbeit auf diesem Gebiet.

In einem letzten Abschnitt zu diesem Teil des Projekts 
hatte sich die ILC 1980 mit den Umständen beschäftigt, die 
die Völkerrechtswidrigkeit der Handlung eines Staates 
ausschließen, und dazu u. a. Artikelentwürfe über den Not­
stand und die Selbstverteidigung vorgelegt. Die Vertreter 
der sozialistischen Staaten verwiesen darauf, daß die Be­
rufung eines Staates auf Notstand immer nur in eng be­
grenzten Ausnahmefällen zulässig sein dürfe und daß bei 
der Bestimmung, ob ein Notstand vorliegt, alle Umstände 
des betreffenden Falles in Betracht gezogen werden müs­
sen. Mit der Berufung auf einen Notstand dürfe und könne 
nicht die Verletzung des Gewaltverbots oder anderer zwin­
gender Normen des Völkerrechts gerechtfertigt werden. Die 
Delegierten Mexikos, Jamaikas, Sri Lankas, Trinidad und


